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Eine neue Kulturgutschutz-Verordnung

Reinhart R�sken, Berlin*)

I. Einleitung: Rechtlicher Rahmen und Motivation
der Gesetzgebung

Die Europ�ische Union hat eine Verordnung (EU)
2019/880 �ber das Verbringen und die Einfuhr von
Kulturg�tern1) (im Folgenden auch nur: VO) erlassen.
Sie ist seit Ende Juni 2019 in Kraft und gilt seit diesem
Zeitpunkt, d.h. sie ist – allerdings vorbehaltlich weit-
reichender Einschr�nkungen (dazu unten S. 7) – anzu-
wenden. Sie enth�lt Vorschriften f�r den Handel mit
„Kulturg�tern“ im Verkehr mit Drittl�ndern, mit deren
Hilfe ein wirksamer Schutz vor illegalem Handel sowie
dem Verlust oder der Zerst�rung von Kulturg�tern ge-
schaffen werden soll. Die Union will damit der „Erhal-
tung des kulturellen Erbes der Menschheit“ dienen;
sie will mit der Verordnung zugleich Terrorismusfinan-
zierung und Geldw�sche durch den Verkauf von
geraubten Kulturg�tern an Abnehmer in der Union
verhindern, wobei dahin stehen mag, ob diese Begr�n-
dung in erster Linie dazu dient, die politische Akzep-
tanz der Regelung zu erh�hen, oder die Verordnung
auf eine reale Bedrohung durch den Handel mit Kul-
turg�tern antwortet.

Als Triebfeder f�r den Erlass der Verordnung wird je-
denfalls die Beobachtung angef�hrt2), dass die Aus-
pl�nderung arch�ologischer St�tten gewerbsm�ßige
Ausmaße angenommen habe, besonders in Drittl�n-
dern, die von bewaffneten Konflikten betroffen sind,
und deren Kulturg�ter durch terroristische oder andere
kriminelle Organisationen illegal gehandelt w�rden.
Der illegale Handel mit Kulturg�tern trage in vielen
F�llen zu einer aufgezwungenen kulturellen Homoge-
nisierung oder zum aufgezwungenen Verlust von kul-
tureller Identit�t bei, w�hrend die Pl�nderung von
Kulturg�tern unter anderem zur Desintegration von
Kulturen f�hre. Solange der Handel mit Kulturg�tern
aus illegalen Ausgrabungen lukrativ und gewinnbrin-
gend sei und keine nennenswerten Risiken berge,
werde es auch Raubgrabungen und Pl�nderungen ge-
ben. Die Nachfrage nach dem Erwerb von Kulturg�-
tern sei auf dem internationalen Markt hoch. Es gebe
f�r diese G�ter eine Schattenwirtschaft.

Die Verordnung 2019/880 wird im auf EU-Ebene be-
stehenden System des Schutzes von Kulturg�tern
durch mehrere andere Instrumente und Initiativen er-
g�nzt.

An erster Stelle ist die Richtlinie 2014/60/EU �ber die
R�ckgabe von unrechtm�ßig aus dem Hoheitsgebiet
eines Mitgliedstaats in einen anderen Mitgliedstaat
verbrachten Kulturg�tern3) zu nennen. Diese Richtlinie
regelt die R�ckgabe kultureller Gegenst�nde, die von
einem Mitgliedstaat als nationales Kulturgut von
k�nstlerischem, geschichtlichem oder arch�ologi-
schem Wert eingestuft wurden. Zu diesem Zweck sol-
len die zentralen Stellen, die in den Mitgliedstaaten f�r

die Richtlinie zust�ndig sind, zusammenarbeiten und
�ber das Binnenmarktinformationssystem („IMI“) In-
formationen �ber unrechtm�ßig verbrachte Kulturg�-
ter austauschen.

Die Ausfuhr von Kulturg�tern aus der Union ist durch
die Verordnung (EG) 116/20094) schon l�nger regle-
mentiert. Ein noch viel l�ngere Tradition hat der Kul-
turgutschutz in Deutschland. Bereits 1919 hatte die
Reichsregierung eine Verordnung �ber die Ausfuhr
von Kunstwerken5) erlassen, die – mit sp�teren �nde-
rungen – bis zum Erlass des Gesetzes zum Schutz deut-
schen Kulturguts gegen Abwanderung6) von 1955 ge-
golten hat. Dieses errichtete in den L�ndern ein – mit
zum Schluss nur rund 2700 Eintragungen sparsam be-
st�cktes – Verzeichnis �ber „national wertvolles Kul-
turgut“, dessen Ausfuhr einer Genehmigung des Bun-
desministers des Innern bedurfte. Dieses Gesetz ist
inzwischen durch das Kulturgutschutzgesetz (KGSG)7)

abgel�st worden, das auch einige Vorschriften betref-
fend die Einfuhr von Kulturgut enth�lt (§§ 28 bis 30,
§ 32) und – wenig abgestimmt – neben der Verordnung
2019/880 steht, vor allem aber die Ausfuhr („Schutz
des Kulturguts vor Abwanderung“) und die R�ckgabe
von unrechtm�ßig ein- oder ausgef�hrtem Kulturgut
regelt.

Auf der Ebene des V�lker(vertrags)rechts sind als ein-
schl�gig zu nennen insbesondere die Haager Konven-
tion zum Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Kon-
flikten,8) das �bereinkommen �ber Maßnahmen zum
Verbot und zur Verh�tung der unzul�ssigen Einfuhr,
Ausfuhr und �bereignung von Kulturgut9) sowie das
�bereinkommen zum Schutz des Kultur- und Natur-
erbes der Welt.10)

*) Der Autor ist of counsel der Partnerschaft von Rechtsanw�lten
Blomstein in Berlin.

1) Verordnung (EU) 2019/880 des Europ�ischen Parlaments und
des Rates v. 17.4.2019 �ber das Verbringen und die Einfuhr von
Kulturg�tern, ABl. 2019 Nr. L 151 v. 7.6.2019, 1.

2) Vgl. Erw�gungsgrund Nr. 3.
3) Richtlinie 2014/60/EU des Europ�ischen Parlaments und des Ra-

tes v. 15.5.2014 �ber die R�ckgabe von unrechtm�ßig aus dem
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats verbrachten Kulturg�tern
und zur �nderung der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012, ABl.
2014 Nr. L 159 v. 28.5.2014, 1; vgl. dazu §§ 49 ff KGSG.

4) Verordnung (EG) Nr. 116/2009 des Rates v. 18.12.2008 �ber die
Ausfuhr von Kulturg�tern, ABl. 2009 Nr. L 39 v. 10.2.2009, 1 mit
Durchf�hrungsvorschriften der Verordnung (EU) Nr. 1081/2012,
ABl. 2012 Nr. L 324 v. 22.11.2012, 1.

5) RGBl. 1919, 1961.
6) Gesetz zum Schutz deutschen Kulturgutes gegen Abwande-

rung, BGBl. I 1955, 501.
7) Gesetz zum Schutz von Kulturgut, BGBl. I 2016, 1914.
8) Abrufbar unter www.bbk.bund.de/SharedDocs/Downloads/

BBK/DE/Publikationen/Sonstiges/Schutz_von_Kulturgut_bei_
bewaffneten_Konflikten.pdf?__blob=publicationFile.

9) Abrufbar unter www.unesco.de/sites/default/files/2018-03/
1970_Maßnahmen_zum_Verbot_und_zur_Verh�tung_der_unzu
l�ssigen_Einfuhr_Ausfuhr_�bereignung_von_Kulturgut_0.pdf.

10) Abrufbar unter www.unesco.de/sites/default/files/2018-02/
UNESCO_WHC_�bereinkommen Welterbe_dt.pdf.
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II. Die Regelungen der Verordnung �ber die Einfuhr
von Kulturg�tern

1. Der Begriff des Kulturguts – Sachlicher Geltungs-
bereich der Verordnung

Was als Kulturgut anzusehen ist und damit den sachli-
chen Geltungsbereich der Verordnung ausmacht, defi-
niert Art. 2 Nr. 1 VO. Es handelt sich um „alle im An-
hang aufgef�hrten Gegenst�nde, die f�r Arch�ologie,
Vorgeschichte, Geschichte, Literatur, Kunst oder Wis-
senschaft von Bedeutung sind“. Der Katalog der Ge-
genst�nde, der dazu im Teil A des Anhangs aufgestellt
wird, ist umfassend. Er enth�lt nicht nur Gegenst�nde
des Kulturschaffens wie M�bel und andere Antiquit�-
ten, Bilder und Gem�lde, B�cher, Briefmarken und
Foto- und Filmarchive, sondern auch zoologische, bo-
tanische und mineralogische, also naturkundliche
Sammlungsst�cke. Dementsprechend ist der in Art. 2
Nr. 1 VO enthaltene Begriff der „Wissenschaft“ umfas-
send zu verstehen; er bezieht sich auch auf Gegenst�n-
de, die f�r die Naturwissenschaften von Bedeutung
sind (z.B. f�r die Deutung der Erdgeschichte auf-
schlussreiche Gesteinsfunde oder Fossilien), obwohl
deren Sammlung und Besitz f�r die Bewahrung der
„kulturellen Identit�t“, welche die Erw�gungsgr�nde
der Verordnung als Grund und Rechtfertigung f�r die
in dieser angeordneten Beschr�nkungen des freien
Warenverkehrs anf�hren, vielleicht auf den ersten
Blick keine Bedeutung zuzumessen sein wird. Die
Existenz und Pflege solcher Sammlungen von Natur-
g�tern und der Besitz solcher naturkundlich interes-
santer St�cke dokumentiert jedoch die Auseinander-
setzung der Menschen mit ihrer Umwelt als eine
Kulturleistung; sie m�ssen daher wie die von Men-
schenhand geschaffenen Kulturgegenst�nde als Teil
des „kulturellen Erbes“ in dem Sinne verstanden wer-
den, in dem auch § 2 Nr. 10 KGSG diesen Begriff ge-
braucht, um durch eine Art Auffangklausel den Begriff
des Kulturguts nicht auf Ergebnisse des „Kulturschaf-
fens“ im engeren Sinn zu beschr�nken, sondern die
Dokumente einer auf die Erforschung und das Ver-
st�ndnis der Natur ausgerichteten, ebenfalls als kultu-
rell zu verstehenden T�tigkeit einzubeziehen.

Der in der Verordnung 2019/880 enthaltene Katalog
der gesch�tzten Waren grenzt den Bereich schutzw�r-
diger Kulturg�ter nicht ein, sondern sammelt gleich-
sam alles ein, was als schutzw�rdiges Kulturgut in Be-
tracht kommen kann. Seine normative Funktion ist
insofern gering. Seine normative Kraft ist auch
dadurch geschw�cht, dass er eine Reihe mehr als un-
bestimmter Rechtsbegriffe – wie „alt“, „selten“, „na-
tionale Bedeutung“, „besonderes Interesse“ – verwen-
det, mit deren Konkretisierung und Anwendung im
Einzelfall der Zoll fertig werden muss, die aber auch
f�r den Verbringer ein geh�riges St�ck Rechtsunsi-
cherheit mit sich bringen; nur bei den Antiquit�ten
und M�belst�cken nimmt der Anhang eine klare Aus-
grenzung dahin vor, dass die betreffenden M�belst�-
cke und Antiquit�ten, um als Kulturgut in Betracht zu
kommen, mehr als 100 Jahre alt sein m�ssen, was aber
schon bei den B�chern, Dokumenten und Publikatio-
nen sowie bei Musikinstrumenten nicht Voraussetzung
des Kulturgutschutzes ist.

Zu der Listung im Anhang muss, damit ein dem Schutz
der Verordnung unterliegendes Kulturgut vorliegt,

hinzukommen, dass der betreffende Gegenstand f�r
die Arch�ologie, Vorgeschichte, Geschichte, Literatur,
Kunst oder Wissenschaft „von Bedeutung“ ist. Selbst-
verst�ndlich ist nicht jedes alte Buch oder 100 Jahre
alte M�belst�ck schutzw�rdiges Kulturgut. Das ein-
grenzende Kriterium „Bedeutung“ ist freilich von
kaum zu �berbietender Unbestimmtheit und verlangt
dem Zoll wie dem Verbringer eine Bewertung des be-
treffenden Gegenstandes ab, die fundiert vorzuneh-
men ihnen mitunter erhebliche Schwierigkeiten ma-
chen d�rfte.

Aber sie werden eine solche Subsumtion in der Regel
gar nicht vornehmen m�ssen: Die Listung in Teil A des
Anhangs ist relevant f�r die Verh�ngung eines Ver-
bringungsverbots (Art. 3 Abs. 1 VO). Dieses setzt aber
voraus, dass die Ausfuhr aus dem Land, in dem der Ge-
genstand geschaffen oder entdeckt worden ist, illegal
war. Das d�rfte in der Regel indizieren, dass es sich um
einen Gegenstand „von Bedeutung“ handelt. Dies
kann allerdings nicht uneingeschr�nkt gelten; w�rden
etwa die Rechts- und Verwaltungsvorschriften eines
Landes die Entfernung jedweder Bilder und Gem�lde
– im Anhang Teil A gelistet unter Buchst. g Ziffer i –
verbieten, m�sste dem Verbringen solcher Gegenst�n-
de, wenn sie ohne besonderen k�nstlerischen Wert
sind („ohne Bedeutung ... f�r Kunst“), der unionsrecht-
liche Kulturg�terschutz verweigert werden. Soweit
Gegenst�nde in den Teilen B oder C gelistet sind, wird
sich im �brigen das Problem ihrer Bewertung unter
dem Gesichtspunkt ihrer „Bedeutung“ erst recht nicht
stellen, weil diese Teile des Anhangs zus�tzliche ein-
grenzende Kriterien (Mindestalter und Mindestwert)
aufstellen – dazu sogleich N�heres –, bei deren Erf�l-
lung in der Regel ohne weiteres wird unterstellt wer-
den k�nnen, dass die betreffenden Gegenst�nde „von
Bedeutung“ sind.

2. Keine Geltung f�r Unionswaren

F�r Gegenst�nde, die im Zollgebiet der Union geschaf-
fen oder entdeckt wurden, gilt die Verordnung von
vornherein nicht. Sie gilt also ungeachtet der R�ckwa-
renregelung auch nicht f�r eine etwaige Wiederein-
fuhr. Sie gilt vielmehr entsprechend ihrer grunds�tzli-
chen Bestimmung, die kulturelle Auspl�nderung
fremder Staaten und Gebiete zu verhindern, nur f�r
die zollrechtliche Behandlung von Nicht-Unions-Wa-
ren, die in das Zollgebiet der Union verbracht werden.

3. Dreigliedrige Struktur des unionsrechtlichen Kul-
turg�terschutzes

Der in der Verordnung verwirklichte unionsrechtliche
Kulturg�terschutz11) f�r Drittlandswaren kennt gleich-
sam drei Intensit�tsstufen: das uneingeschr�nkte Ver-
bringungsverbot, das genehmigungspflichtige Ver-
bringen und das Verbringen mit Selbstversicherung
seiner Legalit�t.

11) Art. 11 VO erlegt den Mitgliedstaaten dazu sinngem�ß auf, bis
Ende 2020 bzw. bis 28.6.2025 Verst�ße gegen die Ge- und Ver-
bote der Verordnung mit wirksamen Sanktionen zu bewehren,
bis zu welchen Zeitpunkten sie n�mlich �ber die von ihnen er-
griffenen Maßnahmen der Kommission berichten m�ssen.
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a) Verbringungsverbot

Die zentrale Vorschrift der Verordnung 2019/880 findet
sich in Art. 3 Abs. 1 Satz 1: Danach ist das Verbringen
von im Anhang, Teil A bezeichneten Kulturg�tern ver-
boten, wenn sie aus dem Hoheitsgebiet des Landes, in
dem sie geschaffen oder entdeckt worden sind, unter
Verstoß gegen dessen Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften entfernt wurden. Das Verbringungsverbot
besteht also nur dann, wenn die betreffenden St�cke
in dem Herkunftsland Ausfuhrschutz genossen haben,
was nat�rlicherweise f�r die einzelnen Gegenst�nde
ein unterschiedliches Schutzniveau zur Folge hat, wel-
ches die Union aber vorbehaltlos hinnimmt. Sie ge-
w�hrt gleichsam verl�ngerten Ausfuhrschutz, in der
Erwartung, sich dadurch gegen Geldw�sche und Ter-
rorismusfinanzierung sch�tzen zu k�nnen.

Der Schutz setzt dabei an der geografischen Außen-
grenze des Zollgebiets der Union ein: Jedes �ber-
schreiten derselben ist nach der Legaldefinition des
Verbringens in Art. 2 Nr. 2 VO verboten, nicht erst die
Abfertigung zum freien Verkehr in der Union oder zu
einem anderen Zollverfahren einschließlich des Ver-
sandverfahrens.

Dieses unbedingte Verbringungsverbot wird aller-
dings nach Art. 16 Abs. 2 Buchst. a VO erst ab dem
28.12.2020 anwendbar sein, dem Zeitpunkt, bis zu
dem nach Art. 8 Abs. 2 Satz 2 VO die erforderlichen
Durchf�hrungsrechtsakte zu der Verordnung erlassen
werden sollen. Diese werden Maßnahmen bez�glich
Einf�hrung, Anwendung und Pflege eines elektroni-
schen Systems und die Einzelheiten f�r die Bereitstel-
lung, Verarbeitung, Speicherung sowie den Austausch
von Informationen zwischen den Beh�rden der Mit-
gliedstaaten regeln (Art. 8 Abs. 2 Satz 1 VO).

Das elektronische System selbst muss allerdings erst
vier Jahre nach Inkrafttreten des ersten Durchf�h-
rungsrechtsakts einsatzbereit sein. Es wird von der
Kommission eingerichtet werden (Art. 9 VO) und der
Speicherung und dem Austausch von Informationen
zwischen den Beh�rden der Mitgliedstaaten dienen,
insbesondere �ber Einfuhrgenehmigungen und Erkl�-
rungen des Einf�hrers, die in Art. 3 Abs. 2, Art. 4 und 5
VO vorgesehen sind, auf welche gleich zur�ckzukom-
men ist; solche Genehmigungen bzw. Erkl�rungen
werden bei der Einfuhr bestimmter in den Teilen B
und C des Verordnungs-Anhangs bezeichneter Ge-
genst�nde verlangt, sobald das vorgenannte elektroni-
sche Informationssystem einsatzbereit ist, sp�testens
ab dem 28.6.2025 (!) (Art. 16 Abs. 2 Buchst. b VO). Dies
geschieht ungeachtet der Feststellung eines Verbots
der Entfernung der Ware aus dem Herkunftsstaat, viel-
mehr zwecks pr�ventiver Pr�fung der M�glichkeit,
dass dort ein solches Verbot besteht und das Verbrin-
gen der Ware in die Union ausschließt.

b) Weitere Instrumente des Kulturgutschutzes

Neben dem absoluten Verbringungsverbot des Art. 3
VO ordnet die Verordnung einerseits in Art. 4 VO, an-
dererseits in Art. 5 VO einen subsidi�ren relativen
Schutz f�r Kulturgut an, das in das Zollgebiet einge-
f�hrt werden soll. Auch diese Schutzinstrumente set-
zen, um wirksam vollzogen werden zu k�nnen, die
Verf�gbarkeit des elektronischen Informationssystems
voraus, weshalb Art. 16 Abs. 2 Buchst. b VO die An-

wendung beider Schutzmechanismen von der Einsatz-
bereitschaft dieses Systems abh�ngig macht. Die be-
treffenden Vorschriften der Art. 2 bis 4 und Art. 8
Abs. 1 sollen jedoch sp�testens ab dem 28.6.2025 an-
gewandt werden.

Einstweilen sind mithin von den Regelungen der Ver-
ordnung nur die Vorschriften in Geltung, welche die
Kommission zum Erlass von Durchf�hrungsvorschrif-
ten und anderen Maßnahmen zur Vorbereitung der
Anwendung der in der Verordnung geregelten Schutz-
mechanismen erm�chtigen, wobei das Verbringungs-
verbot des Art. 3 Abs. 1 VO, wie erw�hnt, allerdings
alsbald (28.12.2020) anwendbar werden soll.

aa) Genehmigungspflicht f�r die Einfuhr

Art. 4 VO regelt die Einfuhr der Kulturg�ter des Teils A
des Anhangs, die in Teil B des Anhangs qualifiziert wer-
den und deren Einfuhr einem Genehmigungsvorbehalt
unterstellt wird; es soll dadurch pr�ventiv gepr�ft und
sichergestellt werden, dass die betreffenden Waren aus
dem Land, in dem sie geschaffen oder entdeckt worden
waren, im Einklang mit den Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften dieses Landes ausgef�hrt wurden oder dass
es zu dem Zeitpunkt, zu dem sie aus seinem Hoheitsge-
biet verbracht wurden, solche Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften nicht gab, dass also ein Einfuhrverbot nach
Art 3 Abs. 1 VO nicht besteht.

Der Anhang nimmt auf die Systematik der Kombinierten
NomenklaturBezug,stelltaberzus�tzlicheineAlters(un-
ter)grenze auf: die betreffenden Gegenst�nde m�ssen
�ber 250 Jahre alt sein, um einer Einfuhrgenehmigung
zu bed�rfen. Er ist auch gegenst�ndlich relativ eng.

Hintergrund dieser Regelung ist die Einsch�tzung der
Union, dass namentlich arch�ologische Gegenst�nde
und Teile von Denkm�lern, welche Teil B des Anhangs
benennt, f�r Pl�nderungen und Zerst�rungen beson-
ders anf�llig sind und deshalb deren Einfuhr verst�rk-
ten pr�ventiven Kontrollen unterworfen werden sollte
(vgl. Erw�gungsgrund 12 der Verordnung).

Dementsprechend verlangt Art. 4 Abs. 1 Satz 1 VO die
Vorlage einer Einfuhrgenehmigung, deren Erteilung
den anhand von geeigneten Unterlagen und Informa-
tionen zu f�hrenden Nachweis voraussetzt, dass die
Gegenst�nde legal aus dem Herkunftsland entfernt
worden sind. Die Erw�gungsgr�nde nennen als Bei-
spiele f�r solche Unterlagen Eigentumsnachweise,
Rechnungen, Kaufvertr�ge, Versicherungsunterlagen,
Bef�rderungspapiere und Sachverst�ndigengutach-
ten.12) Ggf. ist jener Nachweis durch die Vorlage von
Ausfuhrbescheinigungen oder Ausfuhrgenehmigun-
gen zu erbringen, sofern in dem betreffenden Land sol-
che Dokumente f�r die Ausfuhr von Kulturg�tern zum
Zeitpunkt der Ausfuhr vorgesehen waren.

Die erteilten Einfuhrgenehmigungen werden unter
Verwendung des erw�hnten elektronischen Systems
beantragt13) und in der elektronischen Datenbank ge-
speichert. Sie gelten aber nicht als Nachweis einer
rechtm�ßigen Herkunft der betreffenden Kulturg�ter
oder eines rechtm�ßigen Eigentums an diesen. Kann
das Land, in dem die Gegenst�nde geschaffen oder
entdeckt wurden, nicht verl�sslich bestimmt werden,

12) Erw�gungsgrund 12.
13) Art. 4 Abs. 4 Satz 1 VO.
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oder wurden sie aus dem Land, in dem sie geschaffen
oder entdeckt wurden, vor dem 24.4.1972 entfernt, ist
der Nachweis einer legalen Ausfuhr aus dem Land
ausreichend, in dem sie sich f�r einen Zeitraum von
mehr als f�nf Jahren und f�r andere Zwecke als vor-
�bergehende Verwendung, Durchfuhr, Wiederausfuhr
oder Umladung befunden haben.

bb) Umfang der Genehmigungspflicht und Ausnahmen

Dieses Nachweiserfordernis ist nicht nur gegeben, wenn
Gegenst�nde zum freien Verkehr in der Union abgefer-
tigt werden sollen, sondern ebenso dann, wenn die Ge-
genst�nde in ein Zolllager oder eine Freizone verbracht
werden sollen, wenn sie in die aktive Veredelung �ber-
f�hrt werden sollen sowie im Falle des besonderen Ver-
fahrens der Verwendung, der die vor�bergehende Ver-
wendung (Art. 250 UZK) und die Endverwendung
(Art. 254 UZK) umfasst. Nicht als Einfuhr i.S. des Art. 5
VO wird hingegen der bloße Versand (Art. 226 ff. UZK)
von Kulturg�tern behandelt, so dass daf�r eine Einfuhr-
genehmigung nicht erforderlich ist. Außerdem gelten
die Einfuhrvorschriften nicht f�r

a) als R�ckwaren eingef�hrte Kulturg�ter (Art. 203
UZK);

b) die Einfuhr zum alleinigen Zweck, eine sichere Ver-
wahrung der Gegenst�nde durch eine Beh�rde oder
unter der Aufsicht einer Beh�rde zu gew�hrleisten,
wenn die Absicht besteht, sie zur�ckzugeben, so-
bald die Situation dies zul�sst;

c) die vor�bergehende Verwendung zum Zwecke der
Bildung, der Wissenschaft, der Konservierung, der
Restaurierung, der Ausstellung, der Digitalisierung,
der darstellenden K�nste, der Forschung akademi-
scher Einrichtungen oder der Zusammenarbeit zwi-
schen Museen oder �hnlichen Einrichtungen.

Eine Einfuhrgenehmigung ist ferner nicht erforderlich
f�r Kulturg�ter in vor�bergehender Verwendung, wenn
diese auf kommerziellen Kunstmessen pr�sentiert wer-
den sollen. In diesen F�llen ist jedoch das sogleich dar-
zustellende Verfahren nach Art. 5 VO – Selbsterkl�rung
des Einf�hrers – anzuwenden (Art. 3 Abs. 5 Satz 1 VO).

cc) Dritte Stufe des Kulturgutschutzes: Selbstauskunft

Diese dritte, niedrigste Stufe des Schutzes ist einschl�-
gig f�r diejenigen Kulturg�ter des Teils A des An-
hangs, die in dessen Teil C aufgef�hrt sind (Art. 5). Es
handelt sich um die „Restmenge“, also die Gegenst�n-
de, die nicht durch Art. 4 und das Erfordernis einer
Einfuhrgenehmigung gesch�tzt sind, allerdings mit
Ausnahme der Briefmarken, Steuermarken, Archive,
M�belst�cke und Musikinstrumente (Anhang Teil A
Buchst. j, k und l)., die also nur nach Art. 3 Abs. 1 VO
Schutz genießen. Die im Teil C erfassten Gegenst�nde
fallen allerdings nur dann unter das von Art. 5 VO auf-
gestellte Erfordernis einer „Einfuhrerkl�rung“, wenn
sie �ber 200 Jahre alt sind und zus�tzlich einen
(Zoll-)Wert von mindestens 18 000 j haben (w�hrend
Teil B des Anhangs f�r das Erfordernis einer Einfuhr-
genehmigung eine Wertuntergrenze nicht kennt und
die Latte beim Alter – etwas – h�her anlegt – ein Bei-
trag zur Rechtsvereinfachung?).

Bei dieser dritten Kategorie ist f�r die Einfuhr, die wie
zu Art. 4 VO dargestellt definiert ist, lediglich eine Er-

kl�rung des Einf�hrers erforderlich, welche – grob ver-
einfacht gesagt – die Ware beschreibt und die Versi-
cherung enth�lt, dass sie aus dem Land, in dem sie
geschaffen oder entdeckt wurde, legal ausgef�hrt wor-
den ist. Art. 5 Abs. 2 Satz 1 VO beschreibt die Anforde-
rungen an diese Erkl�rung des N�heren so:

Die Erkl�rung des Einf�hrers muss enthalten

a) eine vom Besitzer der Waren unterzeichnete Erkl�-
rung, aus der hervorgeht, dass die Kulturg�ter aus
dem Land, in dem sie geschaffen oder entdeckt wur-
den, im Einklang mit dessen zum Zeitpunkt der Ent-
fernung aus dem Hoheitsgebiet geltenden Rechts-
und Verwaltungsvorschriften ausgef�hrt wurden,
und

b) einem Standarddokument, in dem die betreffenden
Kulturg�ter so detailliert beschrieben sind, dass sie
von den Beh�rden identifiziert und Risikoanalysen
und gezielte Kontrollen durchgef�hrt werden k�n-
nen.

Diese Maßgaben, insbesondere die Vorschreibung ei-
nes Standarddokuments, sind vor dem Hintergrund
des Bestrebens zu deuten, das Verfahren einfach zu
gestalten und dem Einf�hrer Rechtssicherheit zu ge-
ben, welche Informationen �ber die Kulturg�ter von
ihm erwartet werden.14)

Die Angaben sind mittels des oben schon erw�hnten,
von der Kommission einzurichtende elektronische Sys-
tem zu machen, was die Identifizierung durch die Zollbe-
h�rden erleichtern, Risikoanalysen und gezielte Kontrol-
len erm�glichen sowie die R�ckverfolgbarkeit der
Kulturg�ter auf dem Binnenmarkt sicherstellen soll.

In Durchf�hrungsrechtsakten sollen von der Kommis-
sion das Standardmuster und das Format f�r die Erkl�-
rung des Einf�hrers festgelegt und die Unterlagen be-
nannt werden, die f�r den Nachweis der rechtm�ßigen
Herkunft der betreffenden Kulturg�ter geeignet sind.

Wie zu Art. 4 VO enth�lt die Verordnung dabei eine
Klausel f�r die F�lle, in denen das Land nicht verl�ss-
lich bestimmt werden kann, in dem die Kulturg�ter ge-
schaffen oder entdeckt wurden, sowie f�r „Altf�lle“.

4. Verh�ltnis der Verordnung zum deutschen Kultur-
gutschutzgesetz

Die Verordnung wird als in den Mitgliedstaaten unmit-
telbar geltendes Recht neben dem deutschen Kultur-
gutschutzgesetz (KGSG) anzuwenden sein. Was den
sachlichen Anwendungsbereich angeht, d�rften sich
daraus keine wesentlichen Friktionen ergeben, sieht
man von der �rgerlich unterschiedlichen Begrifflich-
keit ab, welche die beiden Regelwerke gebrauchen.
Auch § 2 Nr. 10 KGSG definiert – ohne daf�r einen Wa-
renkatalog zu bem�hen – einen umfassenden Kultur-
gutbegriff, dessen eingrenzendes Kriterium das des
„Wertes“ des betreffenden Gegenstandes ist, womit
ersichtlich nicht der Marktwert gemeint ist, sondern
der ideelle Wert desselben, der sich aus der k�nstleri-
schen, geschichtlichen oder arch�ologischen, pal�on-
tologischen, ethnographischen, numismatischen – wel-

14) Vgl. Erw�gungsgrund 15.
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che Sachgebiete beide Regelwerke benennen15) – oder
aus der wissenschaftlichen oder sonstigen kulturellen
Bedeutung des Gegenstandes ergibt, wie ihn Art. 2
Nr. 1 VO als Wesensmerkmal des Kulturgut anspricht.

Eine einzelfallbezogene, ausdr�ckliche Qualifizierung
des fraglichen Gegenstandes als Kulturgut – etwa nach
Art einer Liste der sch�tzenswerten nationalen Kultur-
g�ter – setzt § 28 KGSG ebenso wenig wie die Verord-
nung voraus. Das kommt darin zum Ausdruck, dass in
§ 28 Nr. 1 KGSG nicht nur von dem Herkunftsstaat als
nationales Kulturgut „eingestufte“ Gegenst�nde ei-
nem Einfuhrverbot werden, sondern auch die als natio-
nales Kulturgut – durch abstrakte begriffliche Rege-
lungen – „definierten“.

Auch die Reichweite des in § 28 KGSG aufgestellten
Einfuhrverbots16) entspricht der des Art. 4 VO geregel-
ten: das Ausfuhrverbot in dem Herkunftsstaat des Ge-
genstandes setzt sich in einem Einfuhrverbot – besser:
einem Verbringungsverbot (vgl. § 2 Nr. 5 KGSG) – fort.
W�hrend allerdings Art. 4 Abs. 4 Satz 2 VO in den F�l-
len ungekl�rter Herkunft des Gegenstandes sich – un-
ter einschr�nkenden Voraussetzungen – mit dem
Nachweis legaler Ausfuhr aus dem letzten Land be-
gn�gt, in dem sich der Gegenstand aufgehalten hat,
mildert § 32 Abs. 2 KGSG dies in einer sprachlich
schwierigen Regelung sinngem�ß noch etwas weiter
dahin ab, dass die Einfuhr des Gegenstandes rechtm�-
ßig ist, wenn das Kulturgut nach dem Recht eines der
in Frage kommenden Staaten ohne Ausfuhrgenehmi-
gung h�tte ausgef�hrt werden d�rfen. Anderenfalls, so

wird man aus Absatz 2 folgern m�ssen, kann rechtm�-
ßig eingef�hrt werden, wenn eine von wenigstens ei-
nem dieser Staaten erteilte Ausfuhrgenehmigung vor-
liegt (auch wenn nicht feststeht, dass dies der Staat der
wirklichen Herkunft des Gegenstandes ist). Ist beides
nicht der Fall, greift allerdings kein Einfuhrverbot nach
§ 28 KGSG ein, sondern die Einfuhr ist lediglich
„rechtswidrig“, was aber auch die Rechtsfolge nach
sich ziehen d�rfte, dass eine Einfuhrabfertigung zu
verweigern ist.17)

Neben den Einfuhrverboten des § 28 KGSG und den
Rechtswidrigkeitsanordnungen des § 32 Abs. 1 KGSG
normiert das KGSG keine besonderen Schutzinstrumen-
te bei der Einfuhr von Kulturgut, insbesondere keinen
dem Art. 4 VO vergleichbaren Genehmigungsvorbehalt
oder eine Art. 5 VO vergleichbare Verpflichtung zu einer
Selbstauskunft. Insofern gehen die Regelungen der Ver-
ordnung deutlich �ber das KGSG hinaus.

Bericht �ber den 10. Deutschen Energiesteuertag

Tino Wunderlich und Kristin Walther, Berlin*)

Seit mittlerweile einer Dekade findet der Energiesteuertag statt. Hier treffen sich Wirtschaft, Verwaltung, Recht-
sprechung, Beratung. Der 10. Deutsche Energiesteuertag fand am 21. und 22. November in Berlin im Haus der
Deutschen Wirtschaft statt. Mit mehr als 200 Teilnehmern ist der Energiesteuertag damit als Branchenveranstal-
tung zum Energiesteuer- und Stromsteuerrecht nicht mehr wegzudenken und hat sich nicht erst im Jubil�umsjahr
zu einer festen Gr�ße etabliert.

An spannenden Themen fehlte es auch diesmal nicht. Die Verfasser m�chten nachfolgend die Highlights der
Veranstaltung zusammenfassen.

Vorabenddiskussion

Die politische Diskussion am Abend des 21.11.2019
stand ganz im Zeichen der geplanten Einf�hrung einer
CO2-Bepreisung ab 2021 durch das Gesetz �ber einen
nationalen Zertifikatehandel f�r Brennstoffemissionen
(Brennstoffemissionshandelsgesetz – BEHG).1) Das
BEHG ist Bestandteil des Klimaschutzprogramms der
Bundesregierung. Teilnehmer der politischen Diskus-
sion waren Christoph Bender (Mineral�lwirtschaftsver-
band e.V.), Dr. Brigitte Knopf (Generalsekret�rin des
Mercator Research Institute on Global Commons and
Climate Change (MCC) GmbH, Ingrid Nestle, (MdB,
B�ndnis 90/Die Gr�nen), Prof. Dr. Ing. Martin Neu-
mann (MdB, FDP) und Andreas Theuer (thyssenkrupp
Steel Europe AG). Moderiert wurde die angeregte Dis-
kussion von Dr. Carsten Rolle (Bundesverband der
Deutschen Industrie e.V.).

In seinem Einf�hrungsreferat verwies Herr Theuer da-
rauf, dass die Erreichung der Klimaschutzziele auch
Investitionen in innovativen Technologien voraussetze.
Investitionen setzten wiederum Planungssicherheit vo-
raus. Ferner sei es eine Herausforderung, die ETS- von
sogenannten Nicht-ETS-Anlagen abzugrenzen.

In der anschließenden Diskussion wurde �bereinstim-
mend positiv bewertet, dass das Thema CO2-Beprei-
sung angegangen wird. Inhaltlich gab es durchaus un-
terschiedliche Auffassungen. Deutlich wurde, dass
insbesondere Planungssicherheit eine der wichtigsten

15) Der Anhang der Verordnung spricht allerdings die Numismatik
– entgegen ihrer wesentlichen Bedeutung auch f�r den Handel
mit Kulturg�tern – nicht namentlich an, deckt allerdings auch
diesen Bereich durch die Anf�hrung von „Steuermarken und
�hnlichem“ (Anhang Teil A Buchst. j) mit ab.

16) Die weitere Bezugnahme des § 28 auf unter Verstoß gegen un-
mittelbar geltende Rechtsakte der Europ�ischen Union, die die
grenz�berschreitende Verbringung von Kulturgut einschr�nken
oder verbieten, oder unter Verstoß gegen Abschnitt I Nummer 1
des Protokolls zur Haager Konvention zum Schutz von Kulturgut
bei bewaffneten Konflikten ist lediglich deklaratorisch.

17) Zu der Bedeutung dieser feinsinnigen, wenn auch – außer aus
der Sicht der §§ 83, 84 KGSG – nicht ganz klaren Unterschei-
dung Garbers-von B�hm in Ebling/Bullinger, Praxishandbuch
Recht der Kunst, S. 342 zu Rz. 111.

*) Tino Wunderlich ist als Rechtsanwalt und Steuerberater bei
Deloitte am Standort Berlin und Kristin Walther am Standort
Hamburg t�tig.

1) Zum Gesetzgebungsverfahren des Gesetzes �ber einen nationa-
len Zertifikatehandel f�r Brennstoffemissionen (Brennstoffemis-
sionshandelsgesetz – BEHG): http://dipbt.bundestag.de/ex
trakt/ba/WP19/2546/254699.html.




